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1. Änderung B-Plan Nr. 61 der Hansestadt Stralsund „Östlich der Smiterlowstraße“ 

 
Prüfung und Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und der 

sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit  
 
 
Übersichtstabelle der eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und der sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange Hansestadt Stralsund 
 

Nr.  Name 
Datum des 
Schreibens 

Zustimmung Hinweise Anregungen 

1 Straßenbauamt  29.06.2021 X   

2 Landesamt für Umwelt 21.07.2021   X 

3 Hauptzollamt 24.06.2021 X X  

4 Landesforst 23.06.2021 X   

5 Landesamt für innere Verwal-
tung –  
Mecklenburg-Vorpommern  

18.06.2021 X X  

6 Landkreis  
Vorpommern-Rügen 

07.07.2021  X  

7 Deutsche Telekom 17.06.2021 X X  

8 E.DIS Netz GmbH 29.06.2021 X   

9 SWS Energie GmbH 18.06.2021  X  

10 SWS Telnet GmbH 24.06.2021 X X  

11 Verkehrsgesellschaft  
Vorpommern Rügen mbH  

02.07.2021 X   

12 Handwerkskammer  
Ostmecklenburg-Vorpommern 

02.07.2021 X   

13 Amt Altenpleen 22.07.2021 X   

14 Amt Miltzow 26.07.2021 X   
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Abwägungsrelevante Stellungnahmen 
 
Nr. Stellungnahme Abwägung und Berücksichtigung im Be-

bauungsplan 
1 Straßenbauamt 

Schreiben vom: 29.06.2021 
 
Die Belange des Straßenbauamtes 
werden durch die 1. Änderung des im 
Betreff genannten Bebauungsplanes 
nicht berührt. 
 

 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 

2 Landesamt für Umwelt 
Schreiben vom: 21.07.2021 
 
Abteilung Immissionsschutz und 
Abfallwirtschaft 
 
Aus Sicht des Lärmschutzes wird 
nachfolgend Stellung genommen. 
Grundlage der Prüfung bilden fol-
gende Unterlagen: 
 
1. Satzung über die 1. Änderung 

des Bebauungsplanes Nr. 61 
„Östlich der Smiterlowstraße“ der 
Hansestadt Stralsund, Entwurf 
vom April 2021 

2. Begründung zur Satzung über 
die 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 61 „Östlich der Smiter-
lowstraße“ der Hansestadt 
Stralsund, Entwurf vom April 
2021 

3. Schalltechnische Untersuchung 
zur geplanten Tiefgarage in der 
Smiterlowstraße in der Hanse-
stadt Stralsund, HOFFMANN-
LEICHTER Ingenieurgesell-
schaft,vom 04.12.2019 

4. Begründung zur Satzung über 
den Bebauungsplan Nr. 61 „Öst-
lich der Smiterlowstraße“ der 
Hansestadt Stralsund, vom Au-
gust 2017/Januar 2018 

 
Das LUNG begrüßt die Erarbeitung 
der Schallimmissionsprognose1 be-
gleitend zur Planerstellung und un-
terstützt die Vorgehensweise. Leider 
ist diese nicht Bestandteil der vorge-
legten Unterlagen und somit nicht 
prüffähig. 
 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Nr. Stellungnahme Abwägung und Berücksichtigung im Be-
bauungsplan 

  
Der Begründung zur Satzung [2] ist 
unter Abs. 4.7 Immissionsschutz zu 
entnehmen, dass die Immissions-
richtwerte der TA Lärm für allge-
meine Wohngebiete überschritten 
werden und es sich im vorliegenden 
Fall um eine Gemengelage, die ge-
mäß Nr. 6.7 der TA Lärm zu beurtei-
len ist, handelt. Der Argumentation 
zur bestehenden Gemengelage kann 
anhand der folgenden Dokumenta-
tion in der Begründung der Ur-
sprungsplanung [4] (Abs. 5.10 Im-
missionsschutz) nicht zugestimmt 
werden: „Lediglich der Immissionsort 
an der nordöstlichen Ecke der über-
baubaren Grundstücksfläche zeigt 
eine Überschreitung des Immissions-
richtwertes von 2 dB(A) für den Zeit-
bereich Tag. Diese Überschreitung 
wird als tolerierbar eingeschätzt, da 
sie nur gering ist und auch lediglich 
ein kleiner Teil der künftigen Wohn-
bebauung berührt ist.“ Die aus der 
vermeintlichen Gemengelage resul-
tierende Erhöhung der Immissions-
richtwerte auf einen Zwischenwert 
wird seitens des LUNG abgelehnt. 
 
Nach Ansicht des LUNG ist Nr. 6.7 
der TA Lärm kein Instrument der 
Bauleitplanung. Die Regelung dient 
der Lösung bereits bestehender, his-
torisch gewachsener Konflikte und 
kann nur im Rahmen eines Genehmi-
gungsverfahrens nach BImSchG an-
gesetzt werden. Mit der Erweiterung 
der Baufelder rückt die Wohnbebau-
ung zu Lasten des Verbrauchermark-
tes heran und schafft einen Konflikt 
zwischen dem Plangebiet und der 
angrenzenden Nutzung, der hier bis-
lang noch nicht vorliegt und vermie-
den werden kann. 
 
Hinweis: 
In Analogie zum Urteil des BVerwG 
vom 23.09.19992 ist das Heranrü-
cken einer Wohnbebauung an eine 
gewerbliche Nutzung als unzulässig 
anzusehen, sofern das Maß der von 
den Gewerbebetrieben auf die 
Wohnbebauung (hier: Plangebiet) 

 
Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
 
Es wird davon abgesehen, aktive Lärm-
schutzmaßnahmen gegen den Gewerbelärm 
zu ergreifen, da das Plangebiet als Bestand-
teil einer historisch gewachsenen Gemenge-
lage zu beurteilen ist, in dem eine geringfü-
gige Überschreitung der Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm sowie der Orientierungswerte 
der DIN 18005 für allgemeine Wohngebietes 
hingenommen werden kann. 
 
Richtigerweise wird in der Stellungnahme her-
vorgehoben, dass die Beurteilung im Rahmen 
der städtebaulichen Planung nach der DIN 
18005-1 Bbl. 1 erfolgt und die Regelungen der 
TA Lärm nur für Genehmigungsverfahren 
nach BImSchG bindend sind. Die DIN 18005 
enthält jedoch keine Festsetzungen von nor-
mativ verbindlichen Grenzwerten. Die Orien-
tierungswerte sind also als eine sachverstän-
dige Konkretisierung der Anforderungen an 
den Schallschutz im Städtebau aufzufassen. 
In diesem Rahmen stellen die Regelungen 
der TA Lärm eine differenziertere Beurtei-
lungsgrundlage dar, die auch bei städtebauli-
chen Planungen im Rahmen der Abwägung 
herangezogen werden kann. Wenn folgend 
nämlich festgestellt wird, dass die Regelung 
in Nr. 6.7 der TA Lärm der Lösung bereits be-
stehender, historisch gewachsener Konflikte 
diene, so trifft genau das für die Änderung des 
Bebauungsplans zu. Bereits der Ursprungs-
plan erkannte eine Überschreitung der Immis-
sionsrichtwerte im Randbereich zur angren-
zenden Einzelhandelsnutzung, ohne entspre-
chende Festsetzungen zum Immissions-
schutz zu treffen. Damit wurde die Bewertung 
im Sinne einer Gemengelage planungsrecht-
lich festgelegt. Im Rahmen der Änderung des 
Bebauungsplans ist damit ein bestehender, 
historisch gewachsener Konflikt anzuneh-
men, der im Zuge der Änderung nicht mehr 
aufgelöst werden kann (in die Abwägung sind 
nur schutzwürdige Belange einzustellen, die 
durch die Planänderung selbst berührt wer-
den (BVerwG 4 BN 23.12).  
 
Im Zuge der Änderung wurde das Baufeld 
nicht nach Norden in Richtung des Lebens-
mittelmarktes ausgeweitet, der Abstand zur 
nördlichen Grundstücksgrenze bleibt unver-
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bauungsplan 

einwirkenden Immissionen (hier: 
Lärm) das Zulässige überschreitet. 
Dabei wäre es auch unerheblich, 
dass Bauwillige auf etwaige Abwehr-
rechte verzichten wollen, da das 
Bauplanungsrecht die Nutzbarkeit 
der Grundstücke auf der Grundlage 
objektiver Umstände und Gegeben-
heiten mit dem Ziel einer möglichst 
dauerhaften städtebaulichen Ord-
nung und Entwicklung regeln soll. 
Dementsprechend stellt das bau-
rechtliche Rücksichtnahmegebot 
nicht „personenbezogen“ auf die Ei-
gentumsverhältnisse oder die Nut-
zungsberechtigten zu einem be-
stimmten Zeitpunkt ab. Es ist außer-
dem zu berücksichtigen, dass die Be-
treiber der gewerblichen Anlagen 
nicht darauf vertrauen können, dass 
sie nur deshalb von Auflagen zum 
Schutz heranrückender Wohnbebau-
ung vor Lärm verschont bleiben, weil 
ihre Betriebe zuerst entstanden sind. 
 
Das LUNG sieht es daher als erfor-
derlich an, geeignete aktive Lärm-
schutzmaßnahmen zu ergreifen um 
schädliche Umweltauswirkungen 
durch Geräusche auf das schützens-
werte Plangebiet ausschließen zu 
können. Das LUNG regt an im Rah-
men eines städtebaulichen Vertra-
ges mit dem Betreiber des Verbrau-
chermarktes immissionsmindernde 
Maßnahmen, wie eine Einhausung 
der Ladezone, Lüfter und Kühler zu 
vereinbaren. Die Auswahl der geeig-
neten Maßnahmen sollte anhand der 
nicht vorgelegten Schallimmissions-
prognose erfolgen. Ziel muss die Ein-
haltung der Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm sein. 
 
Begründung: 
Das im Abwägungsgebot des § 1 
Abs. 7 BauGB wurzelnde Gebot der 
Konfliktbewältigung verlangt, dass 
jeder Bebauungsplan grundsätzlich 
die von ihm selbst geschaffenen oder 
ihm sonst zurechenbaren Konflikte 
zu lösen hat, indem die von der Pla-
nung berührten Belange zu einem 

ändert. Auch durch die Ausweitung des Bau-
felds nach Osten wird der Abstand zum Markt-
grundstück nicht verringert, lediglich durch die 
geänderten Abstände zu den unterschiedli-
chen Schallquellen auf dem Marktgrundstück 
können sich geringfügig andere Werte erge-
ben. Rundungsbedingt werden im aktuellen 
Schallgutachten tags um 1 dB(A) höhere 
Werte ausgewiesen, so dass an der im Schall-
gutachten zum Ursprungsplan zum Gewerbe-
lärm abgegeben Einschätzung festgehalten 
wird: "Im Ergebnis konnte festgestellt werden, 
dass die Lärmimmissionen bei der bestehen-
den und geplanten Wohnbebauung durch den 
ansässigen Lebensmittelmarkt grundsätzlich 
die Richtwerte nach TA Lärm einhalten. Aus-
schließlich im Randbereich des geplanten All-
gemeinen Wohngebietes sind geringfügige 
Überschreitungen der TA-Lärm-Richtwerte zu 
verzeichnen. Da die Überschreitungen ab-
wägbar klein sind, nur einen kleinen Bereich 
betreffen und die Richtwerte nach TA Lärm 
grundsätzlich keine gesetzlichen Grenzwerte 
darstellen, kann dies hinsichtlich förderlicher 
Wohnbedingungen hingenommen werden." 
 
Eine deutliche Veränderung der Situation ist 
jedoch durch die seit In-Kraft-Treten des Be-
bauungsplans geänderten Öffnungszeiten 
des Marktes entstanden (neu 07.00 bis 22.00 
Uhr). Durch die zusätzlichen Parkplatzgeräu-
sche in der lautesten Nachtstunde nimmt die 
Belastung entlang der nördlichen Baugrenze 
nahezu gleichmäßig um rund 3 dB(A) zu, 
dadurch entstehen erstmalig auch für den 
Nachtzeitraum Überschreitungen der Immis-
sionsrichtwerte um 2 bis 3 dB(A). Diese auch 
für die bestehenden Immissionsorte gemäß 
Ursprungsplan neue Überschreitung nachts 
kann im Rahmen der Änderung nicht berück-
sichtigt werden, da Aufwendungen für die Ab-
wehr nach In-Kraft-Treten des Bebauungs-
plans entstandener Belastungen dem Grund-
stücksnutzer nicht auferlegt werden können. 
Die durch die Ausweitung der Öffnungszeit 
neu entstandene Überschreitung im Nacht-
zeitraum betrifft über das Bebauungsplange-
biet hinaus auch die bestehenden Wohnge-
bäude östlich der Smiterlowstraße. 
 
Angesichts der o.g. Ausgangslage wird für 
den Bebauungsplan an einer Bewertung der 
planungsrechtlich verfestigten, auch für das 
angrenzende nicht überplante Wohngebiet 



Anlage 3, Tabelle zum Abwägungsbeschluss 1. Änderung B-Plan 61 Seite 5 
Stand: September 2021 
 

 
 

Nr. Stellungnahme Abwägung und Berücksichtigung im Be-
bauungsplan 

gerechten Ausgleich gebracht wer-
den. Die Planung darf nicht dazu füh-
ren, dass Konflikte, die durch sie her-
vorgerufen werden, zu Lasten Be-
troffener letztlich ungelöst bleiben. Im 
Übrigen richtet sich das erforderliche 
Maß der Konkretisierung der planeri-
schen Festsetzungen danach, was 
nach den Umständen des Einzelfalls 
für die städtebauliche Ordnung erfor-
derlich ist und dem Gebot gerechter 
Abwägung der konkret berührten pri-
vaten Interessen und öffentlichen Be-
lange entspricht. Je intensiver der 
Widerspruch zwischen plangemäßer 
Nutzung und Umgebungsnutzung 
wird, desto höhere Anforderungen 
sind auch an die Konfliktbewältigung 
im Rahmen der Bauleitplanung und 
damit an den Detaillierungsgrad der 
jeweiligen Festsetzungen zu stellen. 
 

einschlägigen Gemengelage in Anlehnung 
an Nr. 6.7 der TA Lärm festgehalten. Die für 
das Mischgebiet geltenden Immissionsricht-
werte werden weiterhin deutlich unterschrit-
ten.  
 
Unabhängig vom Bebauungsplanverfahren 
laufen derzeit intensive Gespräche zwischen 
Sanierungsträger, Vorhabenträger, Stadt und 
dem Lebensmittelmarkt mit dem Ziel, zur Re-
duzierung der Geräuschbelastung in der Um-
gebung abschirmende Maßnahmen durchzu-
führen.  

3 Hauptzollamt 
Schreiben vom: 24.06.2021 
 
Ich erhebe aus zollrechtlicher und fis-
kalischer Sicht keine Einwendungen 
gegen den Entwurf. 
Darüber hinaus gebe ich folgende 
Hinweise: 
Das Plangebiet befindet sich im 
grenznahen Raum (§ 14 Abs. 1 
ZolIVG i. V. m. & 1, Anlage 1 C der 
Verordnung über die Ausdehnung 
des grenznahen Raumes und die der 
Grenzaufsicht unterworfenen Ge-
biete — GrenzAV-). Insoweit weise 
ich rein vorsorglich auf das Betre-
tungsrecht im grenznahen Raum 
gem. § 14 Abs. 2 ZollVG, welches 
auch während etwaiger Bauphasen 
jederzeit gewährleistet sein muss, 
hin. Darüber hinaus kann das Haupt-
zollamt verlangen, dass Grundstück-
seigentümer und -besitzer einen 
Grenzpfad freilassen und an Einfrie-
dungen Durchlässe oder Übergänge 
einrichten, das Hauptzollamt kann 
solche Einrichtungen auch selbst er-
richten (Sätze 2 und 3 ebendort). 
 
 

 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men 
Die Änderungen des Bebauungsplanes be-
rühren das Betretungsrecht nicht. Dieses ist 
ggf. von den Bauherren bzw. den künftigen 
Nutzern zu berücksichtigen. 

4 Landesforst 
Schreiben vom: 23.06.2021 
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Zu o. g. Vorhaben nehme ich für das 
Forstamt Schuenhagen, für den Gel-
tungsbereich des Bundeswaldgeset-
zes vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 
1037), das zuletzt durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 17. Januar 2017 
(BGBl. I S. 75) geändert worden ist 
und des Waldgesetzes für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (Lan-
deswaldgesetz - LWaldG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 27. 
Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S. 
870), letzte berücksichtigte Ände-
rung: § 3 geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 5. Juli 2018 
(GVOBI. M-V S. 219) als Träger öf-
fentlicher Belange wie folgt Stellung: 
 
O.g. Vorhaben wird aus forstrecht-
licher Sicht zugestimmt. 
 
Die forstrechtliche Prüfung der vorlie-
genden Planungsunterlagen hat er-
geben, dass sich weder im Geltungs-
bereich des B-Planes noch in Entfer-
nung des gesetzlichen Waldabstan-
des nach 8 20 LWaldG von 30 m, 
Wald im Sinne des § 2 LWaldG be-
findet. Forstrechtliche Belange wer-
den daher nach derzeitiger Lesart 
nicht berührt. 
 

 
Keine Abwägung erforderlich 
 

5 Landesamt für innere Verwaltung 
– Mecklenburg-Vorpommern 
Schreiben vom: 18.06.2021 
 
In dem von Ihnen angegebenen Be-
reich befinden sich keine Festpunkte 
der amtlichen geodätischen Grundla-
gennetze des Landes Mecklenburg-
Vorpommern. Beachten Sie dennoch 
für weitere Planungen und Vorhaben 
die Informationen im Merkblatt über 
die Bedeutung und Erhaltung der 
Festpunkte (Anlage). 
 
Bitte beteiligen Sie auch die jeweili-
gen Landkreise und kreisfreien 
Städte als zuständige Vermessungs- 
und Katasterbehörden, da diese im 
Rahmen von Liegenschaftsvermes-

 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 
 
 
 
Die Vermessungs- und Katasterbehörde 
des Landkreises wurde beteiligt. 
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sungen das Aufnahmepunktfeld auf-
bauen. Aufnahmepunkte sind eben-
falls zu schätzen. 
 

6 Landkreis Vorpommern-Rügen 
Schreiben vom: 07.07.2021 
 
Nach erfolgter Beteiligung ergeht 
hierzu folgende Stellungnahme: 
 
Städtebauliche und planungs-
rechtliche Belange 
Die Änderung des seit 2018 rechts-
kräftigen Bebauungsplanes Nr. 61 
umfasst eine 0,5 ha große Fläche an 
der Smiterlowstraße in der Franken-
vorstadt. In der Vergangenheit wurde 
das Gelände als Autohaus und Wä-
scherei genutzt. Statt der bisher vor-
gesehenen drei Mehrfamilienhäu-
sern soll ein dreigeschossiges 
Pflege- und Bürgerzentrum entste-
hen. Das Verfahren erfolgt auf der 
Grundlage von § 13a BauGB. Die 
Planung ist aus dem wirksamen Flä-
chennutzungsplan entwickelt und be-
darf daher keiner Berichtigung. Aus 
städtebaulicher Sicht gibt es 
hierzu keine Bedenken.  
 

 
 
 
 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 
 

  
Das Baugesetzbuch und die Landes-
bauordnung sind im Juni 2021 geän-
dert worden. Die Präambel ist ent-
sprechend anzupassen. 
Im Verfahrensvermerk 10 muss es 
heißen „Die Satzung ist mit Ablauf 
des... in Kraft getreten“. 
 

 
Die Hinweise werden berücksichtigt und in 
den Bebauungsplan eingearbeitet. 

 Bodenschutz 
Eine bodenschutzrechtliche Beurtei-
lung ist erst nach Einreichung der Sa-
nierungsabschlussdokumentation zu 
den im Plangebiet erfassten Altlast-
verdachtsflächen der Textilreinigung 
möglich. 
 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die erforderliche Sanierung der Altlasten wird 
durch die Änderung des Bebauungsplanes 
nicht berührt. 

  
Wasserwirtschaft 
Das Vorhaben liegt außerhalb von 
Wasserschutzgebieten. Gewässer Il. 
Ordnung sind ebenfalls nicht betrof-
fen. Alles anfallende häusliche 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Schmutzwasser ist wie vorgesehen 
dem Abwasserbeseitigungspflichti-
gen zu übergeben. 
 
Aufgrund der im Planbereich vorhan-
denen Altlast kann das auf bebauten 
Flächen anfallende Niederschlags-
wasser auch nicht teilweise auf dem 
Grundstück versickert werden. Ent-
sprechend des ergänzten Sanie-
rungskonzeptes vom Juni 2020 sollte 
eine schwerpunktmäßige Sanierung 
durch Bodenaustausch erfolgen. Da 
der Abschlussbericht zur Sanie-
rungsmaßnahme bislang nicht vor-
liegt, ist der unteren Wasserbehörde 
der Umfang der verbliebenden Rest-
kontamination nicht bekannt. Eine 
konzentrierte Versickerung von Re-
genwasser könnte aber zu einer er-
höhten Schadstoffauswaschung und 
damit zu einer Verstärkung der be-
reits vorhandenen Grundwasserkon-
tamination führen. Deshalb ist alles 
auf Dach- und befestigten Freiflä-
chen anfallende Niederschlagswas-
ser zu fassen und dem Abwasserbe-
seitigungspflichtigen zu übergeben.  
 
Soweit im Zuge der Baumaßnahmen 
Wasserhaltungsmaßnahmen erfor-
derlich werden, sind diese gesondert 
auszuweisen und bei der unteren 
Wasserbehörde eine wasserrechtli-
che Erlaubnis zu beantragen. Die 
Einleitung des Abpumpwassers in 
die Regenwasserkanalisation ist auf-
grund der vorhandenen Schadstoff-
belastung im Grundwasser voraus-
sichtlich nicht ohne Behandlung 
möglich. Inwieweit eine Einleitung in 
die Schmutzwasserkanalisation 
möglich wäre, ist vorab mit der Regi-
onalen Wasser- und Abwasserge-
sellschaft Stralsund mbH bzw. mit 
dem Staatlichen Amt für Landwirt-
schaft und Umwelt Vorpommern als 
zuständige Wasserbehörde (Kläran-
lage Stralsund) zu klären. 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine im Ergebnis des Abschlussberichtes der 
Sanierungsmaßnamen ggf. erforderliche Fas-
sung und Ableitung von Niederschlagswasser 
ist von der/dem Bauherrin/Bauherr zu berück-
sichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
Sie sind von der/dem Bauherrin/Bauherr zu 
berücksichtigen. 
 

  
Brand- und Katastrophenschutz 

 
 
Keine Abwägung erforderlich 
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Aus der Sicht des vorbeugenden 
Brandschutzes bestehen keine Be-
denken zum Vorhaben. 
 
Es sind folgende Grundsätze einzu-
halten: 
 Schaffung ausreichender An-

fahrts-, Durchfahrts- bzw. Wen-
demöglichkeiten für Fahrzeuge 
der Feuerwehr und des Ret-
tungsdienstes; 

 Ordnungsgemäße Kennzeich-
nung der Wege, Straßen, Plätze 
bzw. Gebäude (Straßennamen, 
Hausnummern usw.), 

 Die Bereitstellung der erforderli-
chen Löschwasserversorgung 
von mindestens 48 m³/h ist in der 
weiteren Planung zu beachten 
und in der Erschließungsphase 
umzusetzen. 

Das Löschwasser ist gemäß dem Ar-
beitsblatt W 405, Stand: Februar 
2008, des DVGW für den Zeitraum 
von 2 Stunden, innerhalb eines Ra-
dius von 300 m bereitzustellen. Da-
bei ist zu berücksichtigen, dass die-
ser Radius die tatsächliche Wegstre-
cke betrifft und keine Luftlinie durch 
Gebäude bzw. über fremde Grund-
stücke darstellt. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 (Ziffer 4) des Ge-
setzes über den Brandschutz und die 
Technischen Hilfeleitungen durch die 
Feuerwehren für Mecklenburg- Vor-
pommern vom 31.Dezember 2015, in 
der derzeit geltenden Fassung, ist 
die Gemeinde verpflichtet die Lösch-
wasserversorgung, als Grundschutz, 
in ihrem Gebiet sicherzustellen. 
 

 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
Sie sind von der/dem Bauherrin/Bauherr zu 
berücksichtigen. 
 
 
 

  
Kataster und Vermessung 
Die Prüfung des o.g. B-Planes be-
züglich der Angaben aus dem Lie-
genschaftskataster hat ergeben: 
 
Planzeichnung Teil A 
Die hier vorliegende Ausfertigung der 
Planzeichnung ist zur Bestätigung 
der Richtigkeit des katastermäßigen 
Bestandes geeignet. 
 

 
 
 
 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 
 
Die Hinweise werden teilweise berücksich-
tigt. 
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Nr. Stellungnahme Abwägung und Berücksichtigung im Be-
bauungsplan 

Südlich an den Geltungsbereich sind 
die Flurstücke 54/11 und 54/12 nach-
zutragen.  
 
Vermarkte und unvermarkte Grenz-
punkte werden nicht unterschieden.  
 
Die Benennung des Plangebietes 
fehlt. 
 
Die Bezeichnung der katastermäßi-
gen Grundlage - rechtsverbindliche 
Liegenschaftskarte (ALK) - hat sich 
geändert - rechtsverbindliche Lie-
genschaftskarte (ALKIS Grunddaten-
bestand) 
 

Die Flurstücke 54/11 und 54/12 werden in der 
Planunterlage nachgetragen. 
 
Für die Übertragbarkeit der bestehenden 
Grenzen in die Örtlichkeit sind die auf der 
Stadtgrundkarte basierenden Flurstücksgren-
zen und –nummern ausreichend. Von einer 
Darstellung der vermarkten und unvermark-
ten Grenzpunkte wird daher abgesehen.  
 
Das Plangebiet ist auf der Planzeichnung mit 
„Östlich der Smiterlowstraße“ benannt.  
 
Die Bezeichnung der rechtsverbindlichen Lie-
genschaftskarte wird von „ALK“ in „ALKIS“ ge-
ändert. 
 

 Aus Sicht der Abfallwirtschaft sowie 
des Naturschutzes gibt es keine wei-
teren Anregungen. 
 

Keine Abwägung erforderlich 
 

7 Deutsche Telekom 
Schreiben vom: 17.06.2021 
 
Gegen Ihre geplante Baumaßnahme 
gibt es prinzipiell keine Einwände. 
Wir weisen jedoch auf folgendes hin: 
In Ihrem Planungsbereich befinden 
sich keine Telekommunikationslinien 
der Telekom, wie aus dem beigefüg-
ten Lageplan zu entnehmen ist. 
 
Sollte durch die Bauherren die Her-
stellung einer Hauszuführung für die 
Anbindung der geplanten Neubauten 
an das Telekommunikationsnetz ge-
wünscht sein, muss der Antrag sepa-
rat über den Bauherrenservice, Ruf-
nummer 0800 330 1903 erfolgen. 
Auch Aufträge für den Rückbau 
und/oder Umbau der vorhandenen 
Telekommunikationsanlagen, müs-
sen über o. g. Servicenummer aus-
gelöst werden. Weitere Hinweise fin-
den Sie auch im Internet unter: 
www.telekom.de/umzug/bauherren.  
Der Erschließungsträger/ Vorhaben-
träger hat sicherzustellen, dass im 
Rahmen der Erschließung eine pas-
sive Netzinfrastruktur (z.B. ein Leer-
rohr DN 100) mitverlegt wird. 
 

 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men 
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bauungsplan 

Wir möchten Sie bitten, den Erschlie-
ßungsträger auf diese Punkte auf-
merksam zu machen. 
 

8 E.DIS Netz GmbH  
Schreiben vom: 29.06.2021 
 
Wir haben keine Einwände gegen 
Ihre Planungen, wir erteilen dazu un-
sere grundsätzliche Zustimmung. 
Unser Unternehmen betreibt in die-
sem Beriech keinen Anlagenbe-
stand. 
 

 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 

9 SWS Energie GmbH 
Schreiben vom 18.06.2021; Anlagen: 
1 Auszug NS-/MS-Kabel als pdf, 1 
Auszug ND-Leitungen als pdf 
 
Stellungnahme Fachbereich Gas / 
Fernwärme 
Anliegend erhalten Sie für o. g. Bau-
vorhaben den Leitungsbestand Gas 
aus unserem Stadtkartenwerk. Hie-
raus ist zu ersehen, dass es mit un-
seren Versorgungsanlagen zu Nähe-
rungen und Kreuzungen kommt. 
Hierbei sind die Auflagen/Forderun-
gen des „Merkblattes zum Arbeiten in 
der Nähe von unterirdischen Versor-
gungsanlagen“, zu berücksichtigen. 
(Es ist besonders darauf zu achten, 
dass es zu keiner Überbauung/Be-
pflanzung unserer Anlagen kommt.) 
Nach Rücksprache sind eventuell 
Sondermaßnahmen erforderlich. 
 

 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men 

  
Stellungnahme Fachbereich 
Strom: 
Anliegend übergeben wir Ihnen für 
den o. g. Bereich einen Bestandsplan 
aus unserem Stadtkartenwerk, aus 
dem Sie die Lage der elektrotechni-
schen Anlagen unseres Unterneh-
mens entnehmen können. 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, 
dass diese Eintragungen nicht maß-
stäblich sind und Abweichungen auf-
treten können. Wir bitten Sie, dies bei 
der Durchführung des Vorhabens zu 
berücksichtigen. Für eventuelle 
Rückfragen steht Ihnen Herr Nehls, 
den Sie unter der Rufnummer 03831-

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men 
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241 5330 erreichen können, gern zur 
Verfügung. Ihr Vorgang wurde unter 
der Nr. 222/2021 registriert. 
Bitte beachten Sie das „Merkblatt 
zum Arbeiten in der Nähe von unter-
irdischen Versorgungsanlagen (Gas- 
und Fernwärmeleitungen / Strom- 
und Fm-Kabel)“ (siehe Anlage). 
 

10 SWS Telnet GmbH 
Schreiben vom: 24.06.2021 
 
Im Bereich der Baumaßnahme 
‚Stralsund, B-Plan 61 östlich der 
Smiterlowstraße" sind keine Anlagen 
der SWS Telnet GmbH vorhanden. 
 
Eine Erweiterung des Netzes der 
SWS Telnet GmbH auf den Bereich 
des Bebauungsplanes und ein An-
schluss an das Netz der SWS Telnet 
GmbH ist in Abstimmung mit dem Er-
schließungsträger und einem ent-
sprechenden Erschließungsvertrag 
möglich. 
 
Die Fachbereiche Strom, Gas und 
Fernwärme erteilen separate Aus-
künfte.  
Die SWS Telnet GmbH erteilt nur 
Auskünfte für den eigenen Leitungs-
bestand 
 

 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men 

11 Verkehrsgesellschaft Vorpom-
mern Rügen mbH 
Schreiben vom: 02.07.2021 
 
Wir haben keine Einwände zum o. g. 
Beteiligungsentwurf. 
 

 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 

12 Handwerkskammer Ostmecklen-
burg-Vorpommern 
Schreiben vom: 02.07.2021 
 
Nach Prüfung der von Ihnen zur Ver-
fügung gestellten Unterlagen möch-
ten wir Ihnen mitteilen, dass durch 
die Handwerkskammer Ostmecklen-
burg-Vorpommern weder Bedenken 
noch Anregungen vorzubringen sind 
. 

 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 

13 Amt Altenpleen 
Schreiben vom: 22.07.2021 
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Die Gemeindevertretung der Ge-
meinde Kramerhof hat zur Aufstel-
lung 1. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 61 der Hansestadt Stralsund 
„Östlich der Smiterlowstraße“ keine 
Anregungen vorzubringen. 
 

Keine Abwägung erforderlich 
 

14 Amt Miltzow 
Schreiben vom: 26.07.2021 
 
Die Gemeinde Sundhagen hat zum 
oben genannten Vorhaben keine Be-
lange vorzutragen. Belange der Ge-
meinde werden nicht berührt. 
 

 
 
 
Keine Abwägung erforderlich 
 

 


